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Beendigung des Kooperationsverbots im Bildungsbe-
reich

Der Landtag bittet die Landesregierung,
1. sich im Bundesrat für eine Aufhebung des Kooperationsverbotes 

durch eine Änderung des Grundgesetzes einzusetzen, um auch die 
nach der jüngsten Grundgesetzänderung fortbestehenden Schranken 
bei der Kooperation von Bund und Ländern im Bereich des Bildungs-
systems zu überwinden sowie die Beschränkung der Bundesfinan-
zierung auf diejenigen Bereiche, in denen der Bund die Gesetzge-
bungskompetenz besitzt, aufzuheben;

2. zu diesem Zweck eine eigene Bundesratsinitiative zu ergreifen oder 
entsprechende Initiativen anderer Länder im Bundesrat durch Bei-
tritt und Zustimmung zu unterstützen.

Begründung:

Eine gute Zukunft setzt gute Lehre in Schulen und Hochschulen sowie 
eine exzellente Forschung voraus. Bislang tragen Länder und Kommunen 
mehr als 90 Prozent der Bildungsausgaben. Bund und Länder müssen 
hier gemeinsam Verantwortung übernehmen. Mit der Grundgesetzän-
derung zur Lockerung des Kooperationsverbotes im Wissenschaftsbe-
reich im Jahr 2014 ist hierzu ein erster Schritt gelungen. Weitere Schrit-
te sind dringend erforderlich.

Das deutsche Bildungssystem steht vor großen Herausforderungen. Die 
Betreuungsplätze in den Kindertagesstätten müssen in einigen Ländern 
weiter ausgebaut werden. In Ländern wie Thüringen ist ein flächende-
ckender Ausbau bereits erfolgt und es sind weitere Schritte zur Verbes-
serung der pädagogischen Qualität in der Betreuung zu gehen. Bundes-
weit sind die Umsetzung der Inklusion zur gleichberechtigten Teilhabe 
von Kindern mit und ohne Behinderung im Bildungssystem, der weite-
re Ausbau von Ganztagsschulen, der Übergang von Schule zu Beruf, 
die Senkung von Abbruchquoten und die bedarfsgerechte Bereitstellung 
von Studienplätzen wichtige Herausforderungen.

Für diese Herausforderungen von gesamtgesellschaftlicher Bedeutung 
muss der Bund gemeinsam mit den Ländern dauerhaft größere Verant-
wortung übernehmen. Befristete Programme des Bundes in einzelnen 
Fragen werden diesem Anspruch nur unzureichend gerecht. Es muss 
das grundgesetzliche Kooperationsverbot in Fragen von Bildung, Wis-
senschaft und Forschung vollständig aufgehoben werden.

A n t r a g

der Fraktionen DIE LINKE, der SPD und BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN
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Die Landesregierung soll deshalb durch eine eigene Bundesratsinitiative 
oder durch Abstimmung mit anderen Ländern eine Grundgesetzänderung 
zur Aufhebung des Kooperationsverbotes initiieren oder unterstützen, 
die auf die Aufhebung des Kooperationsverbots in der Bildung abzielt.

Für die Fraktion  
DIE LINKE:

Für die Fraktion  
der SPD:

Für die Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:

Blechschmidt Marx Adams


	Beendigung des Kooperationsverbots im Bildungsbereich
	Begründung:


